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Am heutigen Freitag 
müssen Sie sich wegen 
Hausfriedensbruchs 

vor dem Heidelberger Amts-
gericht verantworten. Die AfD 
klagt gegen Sie, weil Sie sich 
weigerten, eine zuvor von ihr 
als öffentlich erklärte Veran-
staltung in der Stadtbücherei 
Heidelberg zu verlassen. Wor-
um geht es?

Die AfD hat es grund-
sätzlich schwer, in 
Heidelberg öffentliche 
Räume für ihre Ver-
anstaltungen zu be-
kommen. Mehrfach 
hatte sie das unter 
falschen Angaben 
versucht. Am 12. Mai 
2017 war es Parteiver-
tretern gelungen, für 
die Veranstaltung »Ein 
Jahr AfD-Fraktion 
im Landtag« die Stadtbücherei an-
zumieten – ausgerechnet den Hil-
de-Domin-Saal, benannt nach der 
jüdischen Dichterin. Ich war dort 
zusammen mit insgesamt 20 der 
Partei nicht allzu wohlgesonnenen 
Menschen. Auf der anderen Seite 
erschienen nur sieben explizite An-
hänger. Daraufhin hieß es, die zuvor 
als öffentlich deklarierte Veranstal-
tung sei jetzt keine solche mehr, 
sondern eine private. Rüdiger Klos, 
AfD-Abgeordneter im baden-würt-
tembergischen Landtag, erteilte 
mir im Foyer der Stadtbücherei ein 
Hausverbot. Die Polizei erschien 
und trug mich aus dem Gebäude.

Es ist nicht die erste Verhand-
lung in der Sache …

Die jetzige Hauptverhandlung 
findet statt, weil ich gegen einen 
Strafbefehl vom 19. Oktober 2017 
Einspruch eingelegt habe. Die da-
mals zuständige Amtsrichterin hatte 
mich des Hausfriedensbruchs für 
schuldig erklärt. Die Verurteilung 
zu einer Geldstrafe von 15 Tagessät-
zen à 100 Euro war zur Bewährung 
ausgesetzt.

Nun wird es erneut darum gehen, 
weshalb ich der Aufforderung, das 
Büchereifoyer zu verlassen, nicht 
Folge geleistet habe. Ich bin der 
Auffassung: Eine Partei, die eine 
öffentliche Wahlveranstaltung in 
ebensolchen Räumen veranstaltet, 
muss mit einer kritischen Öffent-
lichkeit leben.

Ihre eigene Vorgeschichte spielt 
dabei keine unwesentliche Rol-
le. Von 2003 bis 2007 waren Sie 
wegen Ihres antifaschistischen 
Engagements als Lehrer mit 
einem Berufsverbot belegt, 
jahrzehntelang bespitzelte Sie 
der Verfassungsschutz. War 
das der AfD bekannt?

Natürlich wusste man das dort. Des-
halb war ich offenkundig gezielt für 

ein Hausverbot und die anschlie-
ßende Klage ausgewählt worden. Es 
ging darum, mir etwas anzuhängen.

Was sagen Sie dazu, dass 
Rechtspopulisten und Neonazis 
unter dem besonderen Schutz 
von Polizeibehörden stehen?

Es wundert mich nicht. Skandalös 
ist es aber, wenn der AfD mit Hilfe 
der Polizei eine privilegierte Stel-

lung innerhalb der Par-
teienlandschaft ver-
schafft wird. Sie muss 
sich gefallen lassen, 
wie jede andere Partei 
behandelt zu werden – 
und selbstverständlich 
auch Widerspruch hin-
nehmen, gerade wenn 
es in ihren Reihen 
menschenverachtende 
Rassisten gibt.
Was erwarten Sie am 
heutigen Freitag?

Vermutlich weiterhin große Soli-
darität. Nahezu die Hälfte des Ge-
meinderats hat sich mit mir soli-
darisiert: von Die Linke über die 
Grünen bis zur SPD und weiteren 
Parteien. Man sei mir dankbar, dass 
ich durch mein persönliches Enga-
gement endlich eine rechtliche Klä-
rung herbeiführe, was die Nutzung 
öffentlicher Räume durch die AfD 
angeht, wird mir gesagt. Dass es 
überhaupt zum Prozess kommt, ist 
absurd. Es gab keine Störung der 
Veranstaltung. Zudem war ich nicht 
mal im Saal, nur im Foyer.

Welche Brisanz hat das Verfah-
ren für Sie?

Zu meinem Berufsverbotsver-
fahren hatte der Verwaltungsge-
richtshof Mannheim 2007 rechts-
kräftig im Urteil festgestellt, es 
sei nicht nachzuvollziehen, dass 
die bloße Teilnahme an »Veran-
staltungen und Demonstrationen, 
die ersichtlich ebenso vom Grund-
gesetz gedeckt ist wie die freie 
Meinungsäußerung, überhaupt er-
wähnt wird«. Daraufhin habe ich 
Einsicht in die vom Verfassungs-
schutz gesammelten Daten ver-
langt und gegen die fortdauernde 
geheimdienstliche Überwachung 
geklagt. 2016 wurde das vom Ver-
waltungsgericht in Karlsruhe mit 
der Begründung abgeschmettert, 
wer die Verfassungswirklichkeit 
in der BRD kritisiere, müsse mit 
solchen Maßnahmen rechnen. 
Das gelte auch für Menschen, die 
bereit seien, »politisch mit Kom-
munisten zusammenzuarbeiten«. 
Der Verfassungsschutz sammelt 
also weiter verwertbares Material 
gegen mich. Für mich ist damit je-
de kleine Verurteilung bedeutsam, 
die anderen lächerlich erscheinen 
mag. Es könnte wieder ein Berufs-
verbot drohen.

 Interview: Gitta Düperthal

Europaweiter Streik bei 
Ryanair am 28. September
Brüssel. Ein Zusammenschluss von Ge-
werkschaften hat für den 28. September 
zu Streiks bei der Billigfluggesellschaft 
Ryanair in fünf europäischen Ländern 
aufgerufen. Flugbegleiter aus Belgien, 
Italien, Spanien, Portugal und den Nie-
derlanden seien aufgefordert, ihre Arbeit 
niederzulegen, sagte Yves Lambot von 
der belgischen Beschäftigtenorgani-
sation CNE/LBC nach einem Treffen 
mehrerer europäischer Gewerkschafts-
vertreter am Donnerstag in Brüssel. Die 
Angestellten fordern bessere Arbeitsbe-
dingungen und mehr Geld. Der Arbeits-
kampf bei dem irischen Unternehmen 
währt seit rund einem Jahr, schon mehr-
fach wurde gestreikt.  (AFP/jW)
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EU verlängert Sanktionen 
gegen Russland
Brüssel. Die Europäische Union verlän-
gert Sanktionen wegen der angeblichen 
Verletzung der Unabhängigkeit der 
 Ukraine um sechs Monate. Die Maß-

nahme richte sich gegen 155 Personen 
und 44 Firmen aus Russland und der 
Ukraine, teilte der EU-Ministerrat am 
Donnerstag mit. Zu den Auflagen ge-
hörten Reisebeschränkungen und das 
Einfrieren von Vermögen. Unabhängig 
davon bestehen seitens der EU auch 
Wirtschaftssanktionen gegen Russland. 
Diese gegen Firmen gerichteten Maß-
nahmen seien rechtens und kein Eingriff 
in die unternehmerischen Freiheiten 
oder das Eigentumsrecht, urteilte am 
Donnerstag der Europäische Gerichts-
hof in Luxemburg.  (dpa/Reuters/jW)

EZB halbiert  
Anleihenkäufe
Frankfurt am Main. Die Europäische Zen-
tralbank hat am Donnerstag beschlos-
sen, den Ankauf von Anleihen ab Okto-
ber auf 15 Milliarden Euro pro Monat zu 
halbieren. Zum Jahresende soll dieser 
dann ganz eingestellt werden, sofern die 
Konjunktur mitspiele. Die Notenbanker 
korrigierten allerdings ihre Wachstums-
prognosen für die Euro-Zone leicht nach 
unten. Das Bruttoinlandsprodukt in der 
Währungsunion soll in diesem Jahr um 

zwei Prozent und 2019 um 1,8 Prozent 
zulegen, erklärte die Behörde in Frank-
furt am Main. Den Leitzins will die EZB 
noch bis mindestens »über den Sommer 
2019« hinaus auf dem Rekordtief von 
0,0 Prozent lassen.  (Reuters/jW)

USA fordern Beteiligung bei 
Angriff auf Syrien
Berlin. Die USA dringen ganz offen auf 
eine Beteiligung der Bundeswehr an 
einem Überfall auf Syrien. »Die beste 
Art und Weise, politische Unterstützung 
zu zeigen ist nicht eine Rede, sondern 
militärische Solidarität«, sagte der 
US-Sondergesandte für Syrien, James 
Jeffrey, am Donnerstag bei einem Be-
such in Berlin vor Journalisten. Die USA 
würden versuchen, für eine solchen Mi-
litärschlag so viel Unterstützung in der 
NATO zu bekommen wie möglich. Jeff-
rey erklärte offen, dass das Werben der 
USA um militärische Unterstützung der 
Verbündeten ebenfalls innenpolitisch 
motiviert sei. »Wir haben auch eine In-
nenpolitik. Und es ist behilflich, wenn 
ein Präsident zeigen kann, dass die ande-
ren uns beistehen«, sagte er.  (dpa/jW)

NACHRICHTEN

Zehntausende Menschen haben am Mittwoch abend in der argentinischen Hauptstadt Buenos 

Aires gegen die von Präsident Mauricio Macri geplanten Kürzungen von Leistungen für Geringverdiener demonstriert. Zu 

dem Protest hatten Gewerkschaften und linke Gruppen aufgerufen, wie der Sender Telesur berichtete. Die rechte Regierung 

setzt mit den Maßnahmen ein Diktat des Internationalen Währungsfonds um. Die Demonstranten fürchten, dass damit die 

Armut noch weiter zunehmen wird. Schon jetzt reichten die Löhne wegen der 31prozentigen Inflation nicht zum Leben.  (jW)

Problembär der »Groko«
Verfassungsschutzpräsident Maaßen entzweit Koalitionsparteien im Bund

Deutschlands oberster Verfas-
sungsschützer Hans-Georg 
Maaßen entwickelt sich zum 

»Problembären« der großen Koalition. 
Nachdem am Donnerstag auch der 
SPD-Generalsekretär Lars Klingbeil die 
Entlassung des Geheimdienstchefs ge-
fordert hatte, wurde für den Nachmittag 
ein Krisentreffen der Parteivorsitzenden 
von CDU, CSU und SPD im Kanzleramt 
angesetzt. Vor der SPD hatten bereits 
Linke und Grüne Maaßens Rausschmiss 
verlangt. Bundesinnenminister Horst 
Seehofer (CSU) stellte sich am Donners-
tag erneut hinter ihn.Für Klingbeil war 
das Maß voll, als bekannt wurde, dass 
der Präsident des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz (BfV) dem AfD-Politi-
ker Stephan Brandner Informationen aus 
dem Bericht der Behörde für das Jahr 
2017 schon Wochen vor dessen Veröf-
fentlichung weitergeben hatte. »Für die 

SPD-Parteiführung ist völlig klar, dass 
Maaßen gehen muss«, sagte Klingbeil 
laut Nachrichtenagentur dpa am Don-
nerstag in Berlin.

Der AfD-Bundestagsabgeordne-
te Brandner hatte dem ARD-Magazin 
»Kontraste« gesagt, Maaßen habe ihm 
bei einem Treffen am 13. Juni Zahlen 
aus dem Verfassungsschutzbericht ge-
nannt. Es sei um die Zahl islamistischer 
»Gefährder« und den Haushalt des Ver-
fassungsschutzes gegangen. Der Ver-
fassungsschutzbericht 2017 wurde Ende 
Juli 2018 veröffentlicht.

Abgeordnete der Partei Die Linke 
und der Grünen hatten Maaßen mehr-
fach grobes Fehlverhalten vorgeworfen: 
Nach dem Terroranschlag im Dezember 
2016 auf dem Berliner Breitscheidplatz 
habe er einen V-Mann-Einsatz im nahen 
Umfeld des mutmaßlichen Haupttäters 
Anis Amri geleugnet und das Parlament 

belogen. Nach den Ausschreitungen En-
de August in Chemnitz hatte Maaßen in 
einem Bild-Interview die Authentizität 
eines Videos in Zweifel gezogen, das 
Übergriffe auf »ausländisch« aussehen-
de Menschen zeigt. Klare Anhaltspunk-
te für seinen Verdacht konnte Maaßen 
nicht nennen.

Den Vorwurf der AfD-Nähe wies 
Maaßen am Mittwoch abend zurück. 
Nach Informationen der Deutschen 
Presseagentur erklärte er in einer Innen-
ausschusssitzung, er habe seit seinem 
Amtsantritt im August 2012 insgesamt 
237 Gespräche mit Politikern geführt, 
davon fünf mit AfD-Vertretern.

Seehofer erklärte am Donnerstag im 
Bundestag, Maaßen habe in dessen Gre-
mien seine Handlungsweise »umfassend 
und aus meiner Sicht überzeugend dar-
gelegt«.  (dpa/jW)
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»Es könnte wieder 
Berufsverbot 
drohen«
Nächster Prozess gegen Heidelberger 
Lehrer. AfD klagt wegen angeblicher 
Störung von Veranstaltung.  
Ein Gespräch mit Michael Csaszkóczy

Michael Csaszkóczy ist 
Lehrer in Heidelberg

Massenprotest.
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